
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Christian Görke, Dr. Gesine Lötzsch, Klaus Ernst, Susanne 
Hennig-Wellsow, Jan Korte, Ina Latendorf, Caren Lay, Ralph Lenkert, Christian 
Leye, Thomas Lutze, Pascal Meiser, Victor Perli, Bernd Riexinger, Dr. Sahra 
Wagenknecht, Janine Wissler und der Fraktion DIE LINKE.

Lage der Kommunalfinanzen

Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP verpflichtet, Kommunen bei der Lösung der 
Altschuldenproblematik im Rahmen der Bund-Länder-Finanzbeziehungen zu 
entlasten (S. 102). Die Kommunen, die in finanzieller Hinsicht schon vor der 
Corona-Krise belastet waren, sehen sich immer stärkerem Druck ausgesetzt. 
Mindereinnahmen bei Einkommen- und Gewerbesteuer stehen Mehrausgaben, 
etwa für Sofortmaßnahmen wie die Unterbringung der geflüchteten Menschen 
aus der Ukraine, gegenüber. Hinsichtlich der notwendigen zukünftigen Investi-
tionen in Klimaschutz, Digitalisierung und Bildung ergeben sich mit Abschluss 
des Jahres 2021 Fragen zur Lage der Kommunalfinanzen.

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung seit Beginn der Legislatur-

periode umgesetzt, um die Finanzsituation der Kommunen in Deutschland 
zu verbessern, und auf welche Höhe beliefen sich jeweils die Kosten für 
diese Maßnahmen?
Wie hoch waren jeweils die finanziellen Entlastungen für die Kommunen?

 2. Welche weiteren Maßnahmen mit welchem finanziellen Umfang sind zur 
Entlastung von Kommunen noch in dieser Legislaturperiode geplant?

 3. Welche Entscheidungen des Bundes (Gesetze und Verordnungen) führen 
seit Beginn der Corona-Pandemie in Deutschland nach Kenntnis der 
Bundesregierung zu einer größeren Aufgaben- und damit höheren Ausga-
benverpflichtung der Kommunen, und welche sind bis Ende der Legislatur 
noch geplant (bitte nach Entscheidungen, Höhe der jeweiligen kommuna-
len Mehrausgaben, Bundesländern und Jahren bis einschließlich 2025 auf-
schlüsseln)?

 4. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung die Mehr- bzw. Min-
derinnahmen der Kommunen im Jahr 2021 im Vergleich zu den drei vor-
herigen Jahren?
In welcher Höhe verminderten sich nach Kenntnis der Bundesregierung in 
diesem Zeitraum Einnahmen für Kommunen aus Beiträgen und Gebühren 
(bitte getrennt und auch nach einzelnen Bundesländern aufschlüsseln)?
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 5. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die kommunalen
(Steuer-)Einnahmen im Verhältnis zu den Ausgaben im Jahr 2021 im Ver-
gleich zu den drei vorherigen Jahren entwickelt (bitte gesamt angeben und 
nach einzelnen Bundesländern aufschlüsseln)?

 6. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die kommunalen Ein-
nahmen aus der Gewerbesteuer im Jahr 2021 im Vergleich zu den drei vor-
herigen Jahren entwickelt (bitte gesamt angeben und nach einzelnen Bun-
desländern aufschlüsseln)?

 7. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die durchschnittlichen 
Gewerbesteuerhebesätze seit 2018 entwickelt (bitte nach Bundesländern 
aufschlüsseln)?

 8. Wie hat sich die Gewerbesteuerumlage der Kommunen an Bund und Län-
der im Jahr 2021 im Vergleich zu den drei Vorjahren entwickelt (bitte ge-
samt angeben und nach einzelnen Bundesländern aufschlüsseln)?

 9. Wie positioniert sich die Bundesregierung zu einer Aussetzung der Gewer-
besteuerumlage verschuldeter Kommunen an den Bund?

10. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung die Einnahmen der 
Kommunen bei der Grundsteuer im Jahr 2021 im Vergleich zu den drei 
Vorjahren (bitte gesamt angeben nach Grundsteuer A und B sowie nach 
einzelnen Bundesländern für Grundsteuer A und B aufschlüsseln)?

11. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung die Einnahmen der 
Länder bei der Grunderwerbsteuer im Jahr 2021 im Vergleich zu den drei 
Vorjahren (bitte angeben und nach einzelnen Bundesländern aufschlüs-
seln)?

12. Wie positioniert sich die Bundesregierung zu der vom Bundesminister der 
Finanzen, Christian Lindner, erwähnten Reform der Grunderwerbsteuer in 
Form einer Einführung eines ermäßigten Steuersatzes (vgl. https://www.ha
ndelsblatt.com/politik/deutschland/steuerreform-entlastung-bei-immobilie
n-lindner-will-laendern-flexible-senkung-der-grunderwerbsteuer-ermoegli
chen/28333004.html)?
Welche alternativen Reformvorschläge werden dazu in der Bundesregie-
rung diskutiert?

13. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung der Gemeindeanteil am 
Umsatzsteueraufkommen im Jahr 2021 im Vergleich zu den drei Vorjahren 
entwickelt (bitte nach Ländern aufschlüsseln)?

14. Ist es zutreffend, wie Medienberichten zu entnehmen war, dass Bundesfi-
nanzminister Christian Lindner eine Grundgesetzänderung vorgeschlagen 
hat, um hochverschuldete Städte und Gemeinden zu entlasten (vgl. https://
www.zdf.de/nachrichten/politik/lindner-kommunen-schulden-grundgesetz-
entlastung-100.html)?

15. Plant die Bundesregierung wie aus Medienberichten zu entnehmen, bei ei-
ner einmaligen Entschuldung der Kommunen die Hälfte der anfallenden 
Kosten zu übernehmen, und wenn ja, unter welchen Bedingungen (siehe 
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/lindner-kommunen-schulden-grund
gesetz-entlastung-100.html).

16. Wann plant die Bundesregierung die Wohnungsbau-Altschulden ostdeut-
scher Kommunen zu erlassen, und wenn ja, zu welchem Anteil, und für 
welche Länder unter welchen Bedingungen?
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17. Hält die Bundesregierung an dem Vorhaben des Koalitionsvertrages fest, 
wonach die Koalition dafür Sorge tragen wird, dass es „eine Berücksichti-
gung der Situation der ostdeutschen Kommunen gibt, die ebenfalls durch 
unverschuldete Altlasten herausgefordert sind. Dabei wollen wir auch The-
men wie die Situation der alten kommunalen Wohnungsgesellschaften und 
das Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz (AAÜG) adressie-
ren“?

18. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die coronabedingte
(Neu-)Verschuldung der Kommunen im Vergleich zu den kommunalen 
Altschulden bis Ende 2021 (bitte nach Ländern aufschlüsseln)?

19. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Pro-Kopf-
(Neu-)Verschuldung der Kommunen im Vergleich zu den kommunalen 
Altschulden per Ende 2021 (bitte nach Ländern aufschlüsseln)?

20. Wie hat sich die Inanspruchnahme nach Kenntnis der Bundesregierung 
kommunaler Kassenkredite bis einschließlich Ende Dezember 2021 im 
Vergleich zu den drei vorherigen Jahren entwickelt (bitte gesamt angeben 
und nach einzelnen Bundesländern aufschlüsseln)?

21. Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung im Zusammenhang mit der 
Corona-Krise als erforderlich an, um „gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
in Deutschland zu sichern, und wie positioniert sich die Bundesregierung 
im Speziellen zur Einführung eines Solidarpakts III für strukturschwache 
Regionen und Strukturwandel in den Regionen?

22. Inwieweit ist eine noch stärkere Entlastung der Kommunen von Sozialaus-
gaben in dieser Legislaturperiode vorgesehen?

23. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung kommunale Investiti-
onsausgaben im Jahr 2021 im Vergleich zu den drei vorherigen Jahren ent-
wickelt (bitte nach Ländern aufschlüsseln)?

24. Inwieweit nimmt die Bundesregierung den im KfW (Kreditanstalt für 
Wideraufbau)-Kommunalpanel 2022 ermittelten Investitionsrückstand der 
Kommunen in Höhe als solchen wahr, und welche Maßnahmen wurden 
und werden in dieser Legislaturperiode noch in die Wege geleitet, um die-
sen Investitionsrückstand zu verringern?

25. Unterstützt die Bundesregierung, dass überschuldeten Kommunen der zu 
erbringende Eigenanteil an Bundesprogrammen erlassen wird, und wenn 
ja, inwieweit?
Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung als erforderlich an, um an 
dieser Stelle überschuldeten Kommunen verstärkt zu helfen, damit sie 
überhaupt bestimmte Förderprogramme in Anspruch nehmen können?

26. Welche Auswirkung hatten nach Einschätzung der Bundesregierung die 
Corona-Pandemie und damit wegbrechende Einnahmen der Länder und 
Kommunen auf den Länderfinanzausgleich?
Inwieweit hält die Bundesregierung eine Modifikation oder Neujustierung 
des Länderfinanzausgleichs infolge der Corona-Pandemie für erforderlich, 
und wie sollte eine solche Modifikation ausgestaltet sein?

27. Wie hoch wären die Kosten für die Verstetigung des „9 für 90“-Tickets bis 
Ende des Jahres 2022?
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28. Welche Schlüsse hat die Bundesregierung aus dem Treffen mit dem Akti-
onsbündnis „Für die Würde unserer Städte“ gezogen und wie bewertet die 
Bundesregierung die Forderungen aus dem überreichten Positionspapier 
(vgl. Versprechen an finanzschwache Kommunen: „Sie haben uns auf Ih-
rer Seite“ (fuerdiewuerde.de)?
Welche Vertreter des Bundesministeriums der Finanzen haben an dem 
Treffen teilgenommen?

Berlin, den 30. Mai 2022

Amira Mohamed Ali, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion
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